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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Obwohl gleich zwei Regierungssitze neu zu besetzen waren – die erste Regierungsrätin
der Schweiz, Hedi Lang (sp), und Alfred Gilgen (ex-ldu) traten zurück –, erlebte der
Kanton Zürich einen für seine Verhältnisse ruhigen Wahlkampf. Die SVP, die nur ein
Jahr zuvor mit ihrer Wahlkampagne zu den Regierungswahlen der Stadt Zürich die
ganze Schweiz polarisiert hatte, gab sich dieses Mal moderat. Schon früh war klar, dass
die Entscheidung zwischen drei Frauen fallen würde. Das Rennen machten schliesslich
Rita Fuhrer (svp), die vom geschlossenen Auftreten des bürgerlichen Fünfertickets
profitierte, und die Parteipräsidentin der Grünen, Nationalrätin Verena Diener. Die SP-
Kandidatin Vreni Müller-Hemmi erreichte zwar das absolute Mehr, fiel aber als
überzählig aus der Wahl. Die SVP hat damit ihren 1991 an die SP verlorenen zweiten Sitz
zurückerobert, während die Grünen erstmals in der Zürcher Regierung vertreten sind.
Die fünf wiederkandidierenden Regierungsräte waren ungefährdet: Das Spitzenresultat
erzielte wie vier Jahre zuvor Finanzdirektor Eric Honegger (fdp), gefolgt von Ernst
Buschor (cvp), Ernst Homberger (fdp), Moritz Leuenberger (sp) und Hans Hofmann (svp).
Keine Chance hatten hingegen LdU-Kandidat Anton Schaller und Ernst Frischknecht
(evp). Die Wahlbeteiligung betrug nur gerade 36.7 Prozent, obwohl die briefliche Wahl
in Zürich kurz zuvor erleichtert worden war. 1

WAHLEN
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

Wirtschaft

Landwirtschaft

Pflanzliche Produktion

Plusieurs interventions parlementaires se sont également préoccupées du problème
des récoltes excédentaires. La motion Berger (udc, VD) (89.614) a proposé au Conseil
fédéral d'encourager les cultures de substitution à usages industriels (huile de colza,
par exemple), ce qui devrait permettre de diminuer les surfaces consacrées aux
céréales. Le gouvernement approuva, tout en soulignant qu'une telle utilisation des
matières premières avait l'inconvénient d'être fort onéreuse. La motion fut transmise
comme postulat par le Conseil national. Le postulat Diener (pe, ZH) (89.782) a demandé
que l'exécutif, pour résoudre le problème des surplus, favorise les cultures biologiques
en ne soutenant les prix à la production que pour celles pratiquées selon des méthodes
respectueuses de l'environnement. Ce texte fut également transmis par la grande
Chambre, tout comme celui de J. Kühne (pdc, SG) (90.661) suggérant de promouvoir
l'exploitation collective des machines agricoles afin de diminuer les coûts de
production. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.10.1990
SERGE TERRIBILINI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

En 1990, le Conseil fédéral avait mis en consultation un projet d'arrêté fédéral
urgentafin d'accélérer la procédure d'approbation des plans, dans le but de freiner le
poids financier grandissant de Rail 2000 et d'aller plus vite dans sa réalisation, celle-ci
étant entravée par divers oppositions et recours. Son résultat fut dans l'ensemble
positif. Le projet du gouvernement vise, en particulier, à diminuer le nombre des
instances compétentes pour traiter les recours, à améliorer l'organisation de la
procédure, à fixer des délais légaux pour le traitement des dossiers et à mieux
coordonner les procédures de remembrements parcellaires et d'expropriations. Il est
d'autre part prévu d'accroître le personnel affecté à l'approbation des plans, ce qui
répond au postulat de la commission des transports et du trafic du Conseil des Etats
transmis par cette Chambre en 1990. Le parlement a facilement adopté le projet du
Conseil fédéral, mais le Conseil national dut affronter diverses propositions de non-

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.06.1991
SERGE TERRIBILINI
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entrée en matière, dont la principale provenait de V. Diener (pe, ZH), porte-parole de la
minorité de la commission. Son argument principal était qu'une procédure accélérée
risquait de mettre en question certains droits démocratiques, et que les retards étaient
plutôt dus aux CFF et à la mauvaise conception de leurs projets. Cette même Chambre
à également transmis une motion de sa commission demandant au Conseil fédéral de
réviser la loi sur les chemins de fer pour que la procédure d'approbation des plans soit
accélérée dans tous les domaines et d'une façon durable. Elle fit de même avec la
motion Simmen (pdc, SO) de même teneur. 3

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Bund, Kantone und Städte bildeten einen nationalen Drogenausschuss, um ihre
Anstrengungen zur Verminderung der Drogenprobleme besser zu koordinieren. Das
neue Gremium hat die Aufgabe, drogenpolitische Strategien zu entwickeln und
aufeinander abzustimmen, Massnahmen in den verschiedenen Bereichen und Regionen
zu koordinieren und die Federführung bei gemeinsamen Aktionen in besonderen Lagen
zu übernehmen. Der Bundesrat delegierte sechs Vertreter, Kantone und Städte je sechs
Exekutivmitglieder in diesen Ausschuss, zu dessen Unterstützung ein Fachsekretariat
mit einem Jahresbudget von 150'000 Fr. eingesetzt wurde. Erste Präsidentin wurde
Verena Diener, grüne Nationalrätin und Gesundheitsdirektorin des Kantons Zürich. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.04.1996
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Wie dies einzelne Nationalräte und Nationalrätinnen bereits im Vorjahr angeregt hatten,
beschloss die grosse Kammer in der Frühjahrssession, die unbestrittenen
Verbesserungen der 10. AHV-Revision (neue Rentenformel zugunsten tieferer
Einkommen, Hilflosenentschädigung für Altersrentner bei mittlerer Hilflosigkeit,
Erhöhung der Bundesbeiträge an die AHV) vorzuziehen und in einen auf Ende 1995
befristeten Bundesbeschluss zu verpacken, damit diese planmässig auf Anfang 1993 in
Kraft treten können. Die Arbeiten für einen Systemwechsel zur umstrittenen
zivilstandsunabhängigen Rente, welche der Ständerat auf die 11. AHV-Revision hatte
verschieben wollen, sollten parallel dazu vorangetrieben werden.

Dennoch fanden eherechtliche Elemente, die nach Ansicht der Mehrheit der
vorberatenden Kommission erst in Zusammenhang mit dem Splitting hätten angegangen
werden sollen, bereits Eingang in den vorgezogenen Bundesbeschluss. Eine von
Segmüller (cvp, SG) angeführte bürgerliche Kommissionsminderheit stellte den Antrag,
die Altersrenten von geschiedenen Frauen dadurch aufzubessern, dass die Einkommen
des ehemaligen Ehegatten bereits zu dessen Lebzeiten für die Berechnung
herangezogen werden. Vertreter und Vertreterinnen der SP, der Grünen und des LdU,
aber auch die engagierte Splitting-Vertreterin Nabholz (fdp, ZH) warfen dem
Minderheitsantrag vor, er erschwere einen allfälligen Systemwechsel dadurch, dass er
das Ehepaarkonzept durch eine weitere Leistungskomponente aufstocke. Teilweise
wurde sogar suggeriert, die CVP, welche sich bisher nicht sehr splittingfreudig gezeigt
hatte, versuche den Systemwechsel auf diese Weise zu torpedieren. In zwei
Abstimmungen unter Namensaufruf setzte sich der Antrag Segmüller sowohl gegen
einen Antrag Brunner (sp, GE), der die Besserstellung durch Erziehungsgutschriften
erreichen wollte, wie gegen die Meinung der Kommissionsmehrheit knapp durch.

Ein Eventualantrag Nabholz (fdp, ZH), der ebenfalls auf einem Erziehungsbonus
basierte, wurde zur Beratung in die Kommission zurückgegeben und fand zwei Wochen
später – leicht modifiziert – als Vermittlungsantrag eines Frauenquartetts Nabholz (fdp,
ZH), Haller (sp, BE), Brunner (sp, GE) und Diener (gp, ZH) in einer erneut unter
Namensaufruf durchgeführten Abstimmung und mit nur einer Stimme Vorsprung die
Zustimmung des Rates. Danach können geschiedene Rentnerinnen beantragen, dass
ihre Renten aufgrund ihres eigenen Einkommens berechnet werden, ergänzt durch eine
jährliche Erziehungsgutschrift in der Höhe der dreifachen minimalen einfachen
Altersrente. Die Gutschrift wird für jene Jahre angerechnet, in denen die Frau die
elterliche Gewalt über Kinder bis zur Vollendung des 16. Altersjahrs innegehabt hat. Mit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI
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der Einführung des Erziehungsbonus und dem gleichzeitigen Verzicht auf den Einbezug
der Einkommen des ehemaligen Ehemannes zur Rentenberechnung konnte dem
Anliegen der geschiedenen Frauen Genugtuung getan werden, ohne dass die Form
eines späteren Übergangs zum Rentensplitting präjudiziert wurde.

Ebenfalls gegen den Willen der Kommissionsmehrheit setzte sich der Antrag Spoerry
(fdp, ZH) durch, die Ehepaarrenten, die ab Inkrafttreten dieses Bundesbeschlusses neu
entstehen, den beiden Ehegatten je zur Hälfte und getrennt auszurichten, wobei die
Ehegatten gemeinsam verlangen können, dass die Rente einem von ihnen ungetrennt
ausbezahlt wird.

Nach kurzer Diskussion schloss sich der Ständerat in allen Punkten der grossen
Kammer an. Der Bundesbeschluss, der am 1. Januar 1993 in Kraft tritt – mit Ausnahme
der Bestimmungen für die geschiedenen Frauen, die erst auf anfangs 1994 rechtskräftig
werden –, wurde auf Ende 1995 befristet, um die Arbeiten am zweiten Teil der Revision
durch die Aufrechterhaltung eines gewissen Zeitdrucks zu beschleunigen. 5

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die Medienpräsenz der Kandidatinnen im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen war
auch 1995 im Vergleich zu ihren männlichen Konkurrenten unterproportional. Dennoch
konnten sich die Frauen im Wahlkampf besser profilieren als noch vier Jahre zuvor.
Dies zeigte eine Studie, welche von der Eidg. Frauenkommission in Auftrag gegeben
wurde. Untersucht wurden für die Zeit vom 11. September bis 21. Oktober 1995 nach
Sprachregionen ausgewählte Printmedien sowie die Sendegefässe von Schweizer
Fernsehen und Radio. Bei 5057 Namensnennungen in fünf Deutschschweizer Zeitungen
entfielen 27% auf Kandidatinnen und 73% auf Kandidaten, obgleich die Frauen 36%
aller Kandidierenden in der Deutschschweiz ausmachten. Parteibezogen erreichten die
SP-Kandidatinnen die meisten Nennungen, gefolgt von jenen der FDP. Besser sah es in
der Romandie aus, wo rund 34% der Nennungen auf Frauen entfielen.

Quantitativ geschlechtergerecht verhielt sich Radio DRS 1, in dessen Sendungen die
Frauen 36% der Redezeit erhielten, wobei hier sogar mit der Berner
Ständeratskandidatin Christine Beerli (fdp) eine Frau deutlich am längsten das Wort
hatte. Anders verhielt es sich bei der Radio Suisse romande La Première, wo den
Frauen nur gerade 25% Antennenpräsenz vergönnt war. Schlecht kamen die
Kandidatinnen auch beim Fernsehen weg (23% in der Deutschschweiz und 27% in der
Romandie). Insbesondere FS DRS bat mit Vorliebe männliche Politprominenz vor die
Kamera. Hinter Bodenmann rangierten neben dem Zürcher SVP-Mann Blocher die
Vorsitzenden der drei bürgerlichen Bundesratsparteien an der Spitze. Erst als sechste
folgte Monika Weber, vor Spoerry als achter und der Zürcher Grünen Verena Diener als
neunter. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Die Grünen wählten Nationalrat Hanspeter Thür (AG) zu ihrem neuen Präsidenten,
nachdem sich andere Kandidatinnen wie Rosmarie Bär (BE) und Cécile Bühlmann (LU)
zurückgezogen hatten. Thür löste die in den Zürcher Regierungsrat gewählte
Nationalrätin Verena Diener ab, welche die Grünen seit 1992 präsidiert hatte. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.07.1995
EVA MÜLLER
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